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Prolog

Die Schweiz ist ein Land der eingeübten Vernunft. Ihre Institutionen funktionieren, ihre Demokratie ist belastbar, ihre Bevölkerung vertraut darauf, dass Probleme durch Abwägung und Kompromiss lösbar sind. Dieses Vertrauen hat eine Ordnung hervorgebracht, die international als Vorbild dient. Zugleich zeigen sich Spannungen, die sich nicht länger als vorübergehende Störungen deuten lassen. Wohnraum verknappt in den Zentren, Gesundheitskosten steigen schneller als Einkommen, Erwerbsverläufe fragmentieren, die Bevölkerung altert, Integration verlangt mehr als gute Absichten, und der öffentliche Diskurs verliert an gemeinsamen Bezugspunkten. Es handelt sich nicht um eine Krise der Mittel, sondern um eine Krise der Koordination.

Die folgenden Kapitel unterbreiten Vorschläge, die nicht auf Zusatzprogrammen beruhen, sondern auf einer Anpassung der Architektur. Sie setzen auf Sichtbarkeit statt auf Vermutung, auf klare Regeln statt auf informelle Routinen, auf föderale Kooperation statt auf isolierte Zuständigkeiten. Sie begreifen Information als Infrastruktur, Verfahren als gestaltbare Produkte und Anreize als Hebel, die Verhalten lenken, ohne Freiheit zu negieren. Ziel ist kein grosser Wurf, der alles zentralisiert, sondern eine Ordnung, in der viele Akteure verlässlich handeln können, weil sie auf derselben, überprüfbaren Grundlage stehen. Ein solches Verständnis von Erneuerung ist anspruchsvoll, doch mit den Mitteln, der Intelligenz und der demokratischen Kultur der Schweiz vereinbar. Es verlangt Mut, Gewohntes zu prüfen, und Gelassenheit, tragfähige Lösungen schrittweise zu skalieren. Es belohnt mit einer Stabilität, die nicht aus Stillstand, sondern aus Anpassungsfähigkeit erwächst.




Kapitel 1

Wohnungsnot und soziale Spaltung

Die Schweiz präsentiert ihren Wohlstand offen. Er zeigt sich in den Städten, in den Löhnen und in der Qualität der Infrastruktur. Gleichwohl stehen immer mehr Menschen regelmässig vor derselben Frage: Wo lässt sich wohnen, ohne dass die finanziellen und psychischen Belastungen überhandnehmen. In Zürich kostet eine durchschnittliche Dreizimmerwohnung in zentraler Lage mehr als 2500 Franken pro Monat. Wohnungssuchende begegnen Besichtigungen mit zahlreichen Mitbewerbern, erstellen Bewerbungsdossiers, als ginge es um eine Arbeitsstelle, und warten bei Genossenschaften mitunter ein Jahrzehnt. Der städtische Wohnungsmarkt hat sich von einem Markt zu einer Lotterie gewandelt, in der Beziehungen, Einkommen und Herkunft über den Zuschlag entscheiden.

In Genf verbleiben Familien jahrelang in zu kleinen Wohnungen, weil ein Umzug unerschwinglich ist. In Basel und Lausanne wiederholt sich dieses Muster. Gleichzeitig stehen im Jura, im Emmental und in Teilen des Wallis Wohnungen leer. Wo Raum vorhanden ist, fehlen Perspektiven. Wo Perspektiven vorhanden sind, fehlt Raum. Dazwischen entsteht eine Pendlergesellschaft, die täglich Zeit verliert und Wohnen nicht mehr als souveräne Entscheidung erfährt, sondern als erzwungenen Kompromiss.

Die Ursachen sind struktureller Natur. Planungsprozesse ziehen sich über Jahre. Informationen zu Leerständen, Nachfrage und verfügbaren Kapazitäten sind über zahlreiche Gemeinden, Kantone, Verwaltungen und private Anbieter verteilt. Niemand verfügt über ein vollständiges Lagebild. Das System reagiert träge, weil es intransparente und fragmentierte Informationslagen erzeugt.

Die adäquate Antwort auf ein blindes System besteht nicht in zusätzlicher Regulierung, sondern in einer anderen Architektur. Das Grundproblem des Schweizer Wohnungsmarktes ist weder primär fehlender politischer Wille noch ausschliesslich ein Mangel an Wohnungen. Es handelt sich vor allem um ein Koordinationsversagen. Angebot und Nachfrage finden nicht effizient zueinander, weil die erforderlichen Informationen fehlen oder nicht zugänglich sind. Jede zusätzliche bürokratische Schicht zwischen Vermietenden und Mietenden erhöht Reibung, Kosten und Intransparenz.

Eine radikale Lösung setzt an der Logik des Systems an. In anderen Bereichen gesellschaftlicher Koordination wurden vergleichbare Engpässe nicht durch zentralisierte Steuerung, sondern durch neue Protokolle überwunden. Ein dezentrales Transaktionsprotokoll, das seit 2008 im Finanzsektor als Referenz dient, zeigt das Prinzip: Vertrauen entsteht nicht durch eine zentrale Behörde, die Transaktionen beglaubigt, sondern durch Regeln, die mathematisch überprüfbar, allgemein verbindlich und unilateral unveränderlich sind.

Übertragen auf den Wohnungsmarkt bedeutet dies die Einführung eines offenen, verteilten Registers. Jede Wohneinheit, ob vermietet, leer stehend, im Umbau oder im Bau, erhält einen eindeutigen Eintrag. Die Daten werden nicht von einer einzigen Institution gepflegt, sondern durch ein kryptografisch gesichertes Netzwerk validiert, in dem Gemeinden, Eigentümer, Mietende und Baubehörden gleichberechtigt agieren. Einmal eingetragene Vorgänge sind unveränderbar. Leerstände lassen sich nicht verdecken. Informationsvorsprünge verlieren ihren Preis treibenden Effekt.

Das Protokollprinzip entfaltet seine Wirkung über die reine Erfassung hinaus. Im Wohnbereich ergeben sich drei zentrale Effekte. Erstens werden Leerstände sichtbar und damit politisch schwer vertretbar. Kommunen können auf verifizierte Echtzeitdaten gestützt handeln, statt auf Annahmen. Zweitens werden Mietverhältnisse über standardisierte Verträge mit automatisierter Durchsetzung der vereinbarten Bedingungen abgewickelt. Vertrauen entsteht über allgemeine Regeln, nicht über persönliche Beziehungen oder kostspielige Rechtsberatung. Drittens lenken aus dem Register gewonnene Nachfrageindikatoren Bauaktivitäten dorthin, wo realer Bedarf besteht. Wenn in Biel erschwingliche Wohnungen leer stehen, während in Zürich dreissig Bewerbungen auf eine Ausschreibung eingehen, passt sich das Verhalten von Mietenden, Investierenden und Arbeitgebenden an, auch ohne politisches Dekret.

Das Protokoll bildet die gemeinsame Informationsinfrastruktur, schliesst andere Ansätze jedoch nicht aus. Ergänzend kommen ein verfassungsrechtlich verankertes Recht auf Wohnraum, ein automatisches Leerstandsregister mit progressiver Abgabe auf ungenutztem Wohnraum sowie ein öffentlicher Bodenfonds in Betracht, der Boden dem Spekulationsmarkt entzieht und im Baurecht abgibt. Der Staat verschwindet in diesem Modell nicht. Er setzt Rahmenbedingungen, definiert Mindeststandards und gewährleistet sozialen Schutz. Die operative Steuerung erfolgt jedoch über klare, durch das Protokoll durchgesetzte Regeln statt über langwierige Verfahren.

Gegen diese Architektur werden Einwände vorgebracht. Transparenz beseitige die physische Knappheit nicht. Das trifft zu, verwechselt aber Problemebenen. Knappheit in Zentren ist real, erscheint jedoch grösser, weil Reserven unsichtbar bleiben, etwa spekulative Leerstände, ineffizient genutzte Grosswohnungen, blockierte Umnutzungen und brachliegende Parzellen. Transparenz mobilisiert diese Reserven und lenkt Investitionen zielgerichtet. Technische Umsetzbarkeit gilt als Hürde. Dezentrale Protokolle arbeiten in anderen Sektoren längst im grossen Massstab. Eine schrittweise, freiwillige Einführung auf kommunaler Ebene genügt, um das heutige fragmentierte Nichts zu übertreffen. Die Sorge, Transparenz verschärfe Bieterwettbewerb und schade sozial Schwächeren, verkennt, dass dieser Wettbewerb bereits besteht, nur intransparent und unsteuerbar. Sichtbarkeit ermöglicht erstmals gezielte Quoten, Belegungsregeln und Wohnbeihilfen auf datenbasierter Grundlage. Befürchtungen hinsichtlich des Föderalismus adressiert die dezentrale Natur des Protokolls. Kompetenzen bleiben lokal, Daten werden in ein gemeinsames Netzwerk eingebracht, vergleichbar mit der Anbindung verschiedener Kantone an dasselbe Strassennetz. Datenschutz und Eigentumsrechte bleiben gewahrt, da keine persönlichen Mieterdaten offengelegt werden. Öffentlich sind aggregierte Angaben zu Typ, Grösse, Lage, Verfügbarkeit und Preis. Eigentümer liefern minimale Pflichtinformationen, analog zu Grundbucheinträgen. Das erweitert die Rechenschaftspflicht bei einem Grundgut, ohne Eigentum zu entkernen.

Der Schweizer Wohnungsmarkt leidet nicht an mangelndem Engagement, sondern an einem fundamentalen Informations- und Koordinationsdefizit. Zusätzliche Regulierungsschichten beheben dieses Defizit nicht. Erforderlich ist eine neue Infrastruktur, die Transparenz und Koordination als Prinzipien verankert, sowie die intellektuelle und politische Bereitschaft, mehrere wirksame Ansätze zugleich zu verfolgen, statt auf den perfekten Einzelentscheid zu warten, der regelmässig ausbleibt.




Kapitel 2

Gesundheitskosten und Krankenkassenprämien

Der Brief kommt im Herbst und kündigt die neuen Krankenkassenprämien für das kommende Jahr an. Die Zahl ist regelmässig höher als im Jahr zuvor. Für viele Haushalte ist dies kein Verwaltungsvorgang mehr, sondern eine unmittelbare Bedrohung der finanziellen Stabilität. Eine vierköpfige Familie in Zürich zahlt heute leicht über 1500 Franken pro Monat allein für die Grundversicherung. Das übersteigt vielerorts die Mieten ausserhalb der grossen Zentren. Wer kein hohes Einkommen hat, gibt einen wachsenden Anteil davon für eine Leistung aus, die weder frei wählbar noch leicht verständlich ist. Die Prämie steigt, die Leistung bleibt gleich, der Grund dafür bleibt unklar.

Das Schweizer Gesundheitssystem ist medizinisch exzellent, doch seine Struktur setzt falsche Anreize und verschleiert Informationen. Niemand weiss vorab zuverlässig, was eine Behandlung kostet. Der Patient nicht, die Krankenkasse nicht, mitunter nicht einmal das Spital. Preise entstehen in Verhandlungen zwischen Verbänden und Versicherern nach Tarifsystemen, die selbst Fachleute kaum vollständig überblicken. Es entsteht kein transparenter Markt, sondern eine organisierte Unklarheit. Über neunzig Krankenkassen konkurrieren, ohne die Gesamtkosten zu senken. Administrative Aufwände werden verteilt, kantonale Finanzierungslogiken divergieren, Prämienverbilligungen unterscheiden sich regional erheblich. Das System ist teuer und zugleich systematisch unlesbar. Der Patient ist die informationsärmste Partei. Das ist kein individuelles Versagen, sondern ein strukturelles Designproblem.

Eine radikale Antwort beginnt nicht mit Sparübungen oder pauschalen Leistungskürzungen, sondern mit überprüfbarer Transparenz. Jede medizinische Leistung, jede Abrechnung und jede Transaktion zwischen Leistungserbringern und Kostenträgern soll in einem offenen, verifizierbaren Register erfasst werden. Ziel ist nicht die Überwachung von Patienten, sondern die Sichtbarmachung von Kosten und die Nachvollziehbarkeit von Vorgängen. Das Prinzip folgt etablierten dezentralen Protokollen: Vertrauen entsteht nicht durch Zusicherung, sondern durch Regeln, die für alle gleich gelten und deren Einhaltung überprüfbar ist. Abrechnungen würden nicht länger bilateral verhandelt und dem öffentlichen Blick entzogen, sondern in einem gemeinsamen Protokoll validiert, das keine einzelne Institution kontrolliert.

Transparenz allein genügt nicht. Das Kernproblem ist auch ein Anreizproblem. Das System vergütet Behandlungen, nicht Gesundheit. Prävention bringt für Leistungserbringer zu wenig direkten Nutzen. Ein Arzt, der Erkrankungen verhindert, gewinnt finanziell nichts. Ein Spital, das vermeidbare Eingriffe reduziert, reduziert seine Einnahmen. Eine ergebnisorientierte Vergütung korrigiert diese Logik. Vergütet wird dort besser, wo nachweislich Komplikationen, Rehospitalisationen und Chronifizierungen vermieden werden. Dafür braucht es klare Ergebnisindikatoren, die öffentlich einsehbar, risikoadjustiert und gegen Manipulation abgesichert sind. Qualität soll messbar sein, nicht behauptet.

Zentral ist auch die Souveränität der Patienten über ihre Daten. Heute liegen Befunde, Medikationslisten und Verlaufsdaten in Praxissoftware, Spitalarchiven und Versicherungsakten verstreut. Ein persönliches, portables Gesundheitskonto, das von der betroffenen Person kontrolliert wird, beendet diese Zersplitterung. Leistungserbringer erhalten für die Behandlung notwendige Daten auf Grundlage dokumentierter Zugriffe. Dadurch sinken Doppeluntersuchungen, Medikationsfehler nehmen ab, Versorgungswege werden kürzer, und Behandlungsentscheidungen gewinnen an Präzision.

Gegen diese Architektur werden Einwände erhoben. Transparenz senke die Kosten nicht automatisch. Das ist zutreffend, doch ohne Transparenz bleiben alle weiteren Massnahmen blind. Mit Transparenz werden Ausreisserpreise erkennbar, Über- und Unterversorgung messbar und sinnvolle Vergleiche möglich. Ein weiterer Einwand betrifft die technische Umsetzbarkeit. Grosse sektorweite Protokolle existieren in anderen Bereichen. Eine schrittweise Einführung ist möglich, beginnend mit freiwilligen Projekten in ausgewählten Kantonen, mit offenen Schnittstellen, definierten Datenschemata und klarer Aufsicht. Es reicht zunächst, besser zu sein als der heutige Flickenteppich. Befürchtungen, mehr Transparenz führe zu Risikoselektion, lassen sich durch präzise Regeln adressieren. Versicherer dürfen nicht nach Diagnose selektieren, und verbesserte Risikoausgleichsmechanismen werden mit besseren Daten treffsicherer, nicht schwächer. Der Einwand des Datenschutzes ist ernst zu nehmen. Gesundheitsdaten sind sensibel und erfordern starke Verschlüsselung, minimale Datensätze, strikte Zweckbindung und harte Sanktionen. Sichtbarkeit mit Protokollierung schützt besser als intransparente, verstreute Kopien. Schliesslich wird eingewandt, ergebnisorientierte Vergütung sei schwer messbar. Sie ist es in vielen Bereichen, sofern die richtigen Grössen definiert werden, etwa Rehospitalisationsraten, behandlungsspezifische Qualitätskennzahlen oder verlaufsbezogene Marker bei chronischen Erkrankungen. Nicht alles lässt sich sofort perfekt abbilden, doch ausreichend viele Felder erlauben die Korrektur der Anreize.

Das Schweizer Gesundheitssystem leidet nicht an mangelnder medizinischer Kompetenz, sondern an Intransparenz, Koordinationsdefiziten und verfehlten Anreizen. Eine Kombination aus offenem Abrechnungsregister, ergebnisorientierter Vergütung und patientengesteuertem Gesundheitskonto schafft die Grundlage für nachvollziehbare Preise, belohnt Gesundheit statt Aktivität und reduziert Reibungsverluste. Dies ist kein Sparprogramm, das Leistungen kürzt, sondern eine Architektur, die Verschwendung verhindert und Versorgung effizienter macht, ohne die Qualität zu gefährden.




Kapitel 3

Zuwanderung und Integration

Die Schweiz wächst primär durch Zuwanderung. Menschen kommen wegen Arbeit, Sicherheit, Stabilität und eines verlässlichen Rechtsstaats. Das Wachstum konzentriert sich in Städten und Agglomerationen und führt dazu, dass Systeme, die für andere Annahmen geplant wurden, an Kapazitätsgrenzen geraten. Neuankommende finden nicht selten rasch eine Stelle, jedoch nur schwer Wohnraum. Schulen sind in einzelnen Regionen überfüllt, der öffentliche Verkehr ist in Spitzenzeiten überlastet, und Gemeinden tragen hohe, schwer planbare Aufwände für Infrastruktur, Betreuung und Integrationsangebote. Die politische Debatte fokussiert häufig auf Gesamtzahlen. Entscheidend ist jedoch weniger die Summe als die Verteilung sowie die Qualität der Steuerung. Ein System, das seine Kapazitäten nicht kennt, nicht teilt und nicht koordiniert, erzeugt Überlast in Zentren und ungenutzte Reserven in der Peripherie.

Die gegenwärtigen Steuerungsinstrumente sind grob und träge. Kontingente und Grenzwerte reagieren spät und pauschal. Sie berücksichtigen selten, wo Wohnraum verfügbar ist, wo Schulen freie Plätze haben oder wo der Arbeitsmarkt kurzfristig offene Stellen bietet. Neuankommende orientieren sich verständlicherweise an bestehenden Netzwerken, nicht an systemweiten Kapazitätsanzeigen. Das ist menschlich, führt aber zu Fehlallokationen und verlängerten Integrationswegen. Eine wirkungsvolle Antwort setzt bei Information und Koordination an. Nötig ist eine gemeinsame, offene Kapazitätsinfrastruktur, die Wohnraum, Arbeitsstellen, Schulplätze und Verkehrslasten sichtbar macht und laufend aktualisiert. Diese Infrastruktur ist keine zentrale Weisungsinstanz, sondern ein föderal getragenes Protokoll, in das Gemeinden, Kantone, Arbeitgeber, Wohnungsanbieter und Bildungsinstitutionen standardisierte Minimaldaten
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